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Namens der Bundesregierung beantworte ich die 
Große Anfrage betr. mittelständische Wirtschaft wie 
folgt: 

Die Bundesregierung begrüßt diese Große Anfrage, 
weil sie ihr Gelegenheit gibt hervorzuheben, welche 
zentrale Bedeutung sie den Selbständigen und den 
von ihnen geleiteten kleinen und mittleren Unter- 
nehmen für die Wirtschaftsordnung und die Volks- 
wirtschaft beimißt. 

Grundsätzlich ist wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
nicht, wie dies in der Öffentlichkeit gelegentlich be- 
hauptet wird, an bestimmte Unternehmensgrößen 
gebunden. So, wie es Wirtschaftsbereiche gibt, in 
denen große Unternehmen überlegen sind, gibt es 
Bereiche, in denen kleine und mittlere Unternehmen 
größere Chancen haben. Vor allem bei der Deckung 
des individuellen Bedarfs an Gütern und Dienst- 
leistungen und des speziellen Bedarfs im Ferti- 
gungsbereich (Zulieferung, Reparatur, Wartung etc.) 
können sie ihre spezifische Leistungsstarke zur Gel- 
tung bringen. 

Bei der Anpassung an den technischen Fortschritt, an 
wachsende Märkte und Wandlungen in der Struktur 
von Angebot und Nachfrage können für kleine und 
mittlere Unternehmen besondere Schwierigkeiten 
entstehen, die durch ihre geringe Größe und die 
damit oft verbundene unzulängliche Kapitalkraft und 
Marktstellung bedingt sind. 

Die Bundesregierung sieht eine zentrale wirtschafts- 
und gesellschaftspolitische Aufgabe darin, den klei- 


j nen und mittleren Unternehmen bei der Erfüllung 
I ihrer Funktionen zu helfen und ihnen die Anpas- 
[ sung an Wettbewerbsveränderungen und an den 
1 technischen Fortschritt zu erleichtern. 

j 

! Wirksame Mittelstandspolitik ist dabei nur als Be- 
standteil einer umfassenden Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftspolitik möglich. Die staatliche Wirt- 
schaftspolitik bemüht sich namentlich darum, die 
Wettbewerbsbedingungen für kleine und mittlere 
Unternehmen zu verbessern. Dies gilt vor allem für 
I die unterschiedlichen Möglichkeiten der Kapital- 
beschaffung, für die rechtzeitigen und sachgemäßen 
Informationen über Marktgeschehen und For- 
schungsergebnisse sowie für etwaige unterschied- 
liche Wirkungen gesetzlicher Vorschriften auf Un- 
^ ternehmen verschiedener Größen. 

Daher wird den kleinen und mittleren Unternehmen 
bei der Förderung der Leistungssteigerung, bei der 
Anpassung an den Strukturwandel und bei der so- 
i zialen Absicherung geholfen und zwar vor allem 
durch Information und Beratung, durch Finanzie- 
I rungshilfen und durch Einbeziehung der Selbständi- 
I gen in die gesetzliche Alterssicherung. 

Uber die hierzu bereits getroffenen Maßnahmen hat 
die Bundesregierung den Deutschen Bundestag mit 
I den „Berichten über Lage, Entwicklung und Förde- 
: rung kleiner und mittlerer Unternehmen" — Druck- 
I Sache V/3678 vom 16. Dezember 1968 — unterrichtet. 
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Im einzelnen beantworte ich die Teilfragen der Gro- 
ßen Anfrage wie folgt: 


Frage 1 a) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Steuergesetzgebung der mittelständi- 
schen Wirtschaft die erforderliche Kapitalbil- 
dung zur Rationalisierung, zu notwendigen Um- 
stellungen und Neugründungen ermöglichen 
muß? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Steuergesetzgebung die notwendige Kapitalbildung 
der mittelständischen Betriebe nicht behindern darf. 
Bei der Steuergesetzgebung der letzten Jahre sind 
deshalb, wie die folgenden Beispiele zeigen, auch 
berechtigte Interessen der mittelständischen Wirt- 
schaft berücksichtigt worden: 

— Erhöhung des Freibetrages bei der Gewerbe- 
ertragsteuer von 2400 DM auf 7200 DM 

^ Heraufsetzung des Freibetrages der Vermögen- 
steuer für den Steuerpflichtigen, den Ehegatten 
und die Kinder von 5000 DM bzw. 10 000 DM auf 
je 20 000 DM 

— Einführung eines Vorwegabzugsbetrages im Rah- 
men der Sonderausgaben nach § 10 EStG für 
Versicherungsbeiträge, die der Altersversorgung 
der Selbständigen dienen, von 1000 DM für Le- 
dige und 2000 DM für Verheiratete 

— Verminderung der Steuerprogression bei mittle- 
ren Einkommen (Beseitigung des sog. Mittel- 
standsbogens) 

— Umwandlung der Freigrenze von 10 000 DM in 
einen Freibetrag von 20 000 DM bei Veräuße- 
rungsgewinnen bis zu 80 000 DM (§ 14, 16 bis 18 
EStG) 

— Gewährung von Investitionszulagen im Zusam- 
menhang mit der Neuerrichtung oder Erweite- 
ren von gewerblichen Betrieben in den Bundes- 
förderungsgebieten nach dem 2. Steueränderungs- 
gesetz 

— Beseitigung der Vorzugsstellung von integrier- 
ten Unternehmen durch Einführung der Mehr- 
wertsteuer 

— Steuervergünstigungen für kleinere Betriebe 
nach § 14 II. Vermögensbildungsgesetz, u. a. m. 

über diese Einzelmaßnahmen hinaus wird durch den 
Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsfähig- 
keit, der inbesondere im Progressionstarif der Ein- 
kommensteuer zum Ausdruck kommt, der spezifi- 
schen Wettbewerbssituation kleiner und mittlerer 
Unternehmen Rechnung getragen und ihnen inso- [ 
weit auch die Kapitalbildung erleichtert. 

Im übrigen trägt die Bundesregierung durch Einsatz 
von Mitteln des ERP-Sondervermögens in erheb- 
lichem Maße dazu bei, die Kreditversorgung der , 


mittelständischen gewerblichen Wirtschaft an wirt- 
schaftspolitisch bedeutsamen Schwerpunkten sicher- 
zustellen. Für die mittelständische gewerbliche Wirt- 
schaft, einen der Schwerpunkte der jährlichen ERP- 
Finanzierungsprogramme, wurden allein in dieser 
Legislaturperiode ERP-Kredite in einer Größenord- 
nung von rd. 985 Millionen DM bereitgestellt. Ge- 
fördert werden insbesondere Investitionen der mit- 
telständischen gewerblichen Wirtschaft in den För- 
dergebieten, die Gründung selbständiger Existenzen 
von Nachwuchskräften des gewerblichen Mittel- 
standes, die Errichtung mittelständischer Betriebe in 
neuen Wohnsiedlungen und neugeordneten Stadt- 
teilen, Unternehmen von Vertriebenen, Flüchtlingen 
und Kriegssachgeschädigten sowie mittelständische 
Presseunternehmen. Darüber hinaus werden auch 
Umstellungsinvestitionen der gewerblichen Wirt- 
schaft zur Anpassung an sektorale Strukturände- 
rungen besonders unterstützt. 


Frage 1 b) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Beibehaltung der Gewerbesteuer, 
insbesondere die Beibehaltung der Gewerbe- 
ertragsteuer, die mittelständische Wirtschaft be- 
sonders belastet? 

Antwort 

Die Gewerbeertragsteuer nimmt mit der Gewährung 
eines Freibetrages und mit der degressiven Gestal- 
tung der Steuermeßzahlstufen Rücksidit auf kleinere 
und mittlere Unternehen, so daß nicht ohne weiteres 
von einer besonders starken Belastung der mittel- 
ständischen Wirtschaft durch die Gewerbeertrag- 
steuer gesprochen werden kann. Etwa 36 v. H, der 
Gewerbeertragsteuerpflichtigen zahlen keine Steuer, 
und knapp 3 v. H. der Gewerbesteuerpflichtigen mit 
einem Gewerbeertrag von jeweils über 100 000 DM 
bringen fast 70 v. H. der Gewerbesteuer auf. 

Gleichwohl hatte die Bundesregierung im Rahmen 
der Finanzreform zunächst vorgeschlagen, mit der 
Gemeindefinanzreform eine Senkung der Gewerbe- 
steuer zu verbinden. Im Zuge der Beratungen des 
Finanzreformgesetzes ist der Abbau der Gewerbe- 
steuer zurückgestellt worden, da zum Ausgleich der 
Mindereinnahmen bei der Gewerbesteuer eine Er- 
höhung anderer Steuern notwendig geworden wäre. 
Die im Rahmen der Finanzreform beschlossene Ge- 
werbesteuerumlage kann jedoch ggf. spätere Ent- 
scheidungen in diesem Problembereich erleichtern. 
Diese Fragen sollen nunmehr von der Steuerreform- 
kommission weiter geprüft und im Rahmen der be- 
absichtigten Steuerreform in der nächsten Legislatur- 
periode entschieden werden. Dabei wird auch der 
Fortgang der Harmonisierung in der EWG zu be- 
rücksichtigen sein. 


Frage 1 c) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß der viel zu geringe Unternehmerfreibetrag 
mit 7200 DM bei der Gewerbesteuer zur Ab- 
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geltung der Arbeitsleistung von einem oder gar ; 
mehreren Unternehmern eine Wettbewerbsver- ' 
Zerrung gegenüber Kapitalgesellschaften dar- | 
stellt? I 

Antwort 

Die Gewährung eines Freibetrags bei der Gewerbe- 
steuer bezweckt in erster Linie nicht die Freistellung 
eines fiktiven Unternehmerlohnes, sondern ebenso 
wie die degressiven Meßzahlstufen vor allem eine 
Milderung der Besteuerung für kleinere Unterneh- 
men. Deshalb sind die seit der letzten Erhöhung 
des Freibetrages eingetretenen Lohn- und Einkom- 
mensteigerungen allein noch kein Anlaß für eine er- i 
neute Heraufsetzung des derzeitigen Freibetrags 
von 7200 DM. 

Die Frage, ob in diesem Zusammenhang Unter- 
schiede in der Wettbewerbslage gegenüber Kapital- 
gesellschaften bestehen, kann nicht allein unter dem 
Gesichtspunkt der Gewerbesteuerbelastung gesehen 
werden. Es müssen vielmehr alle für den Wett- 
bewerb wesentlichen Faktoren einschließlich der von 
den verschiedenen Unternehmensformen abhängigen 
Steuern berücksichtigt werden. 

Im übrigen werden auch diese Fragen bei der vor- 
gesehenen Steuerreform zu prüfen sein. 


Frage Id) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Einführung und Beibehaltung der Ergän- 
zungsabgabe gerade im mittelständischen Be- 
reich die von allen Fraktionen bejahte Einkom- 
mensteuersenkung ab 1. Januar 1965 wieder 
rückgängig macht? 

Antwort 

Die Auffassung, daß die Einführung der Ergänzungs- i 
abgabe zur Einkommensteuer die Einkommensteuer- ^ 
Senkung ab 1. Januar 1965 gerade im mittelstän- 
dischen Bereich wieder rückgängig gemacht habe, 
trifft nicht zu. Die Ergänzungsabgabe belastet nur 
die Bezieher von Jahreseinkommen über 16 000 
bzw. 32 000 DM. Im übrigen ist bis zu einem Ein- 
kommen von 80 000 DM jährlich bei Verheirateten 
die Entlastung durch die Tarifänderung größer als i 
die Mehrbelastung durch die Ergänzungsabgabe, 
über eine Abschaffung der Ergänzungsabgabe, die 
im gegenwärtigen Zeitpunkt auch eine prozyklische 
Auswirkung auf die Konjunkturentwicklung haben 
würde, wird im Rahmen der geplanten Steuerreform 
zu entscheiden sein. 


Frage 1 e) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß das Inkrafttreten der neuen Einheitswerte 
mit Wirkung auf die Vermögensteuer, Erb- 
schaftsteuer und Gewerbekapitalsteuer erst er- 
folgen darf, wenn die neue Einheitswertmasse 
vollständig vorliegt und geprüft werden kann? 


Antwort 

In Anbetracht der bestehenden Diskrepanz zwischen 
den noch weiter geltenden Grundbesitzeinheitswer- 
ten auf der Wertbasis vom 1. Januar 1935 und den 
tatsächlichen Werten hält es die Bundesregierung 
für ein Gebot der steuerlichen Gerechtigkeit, die 
neuen Einheitswerte zu dem frühesten verwaltungs- 
mäßig möglichen Zeitpunkt anzuwenden. Das wird 
nach dem jetzigen Stand der Bewertungsarbeiten 
voraussichtlich der 1. Januar 1972 sein können. Vor- 
aussetzung ist jedoch, daß schon einige Zeit vor die- 
sem Stichtag die notwendigen Vorschriften zur An- 
wendung der neuen Einheitswerte des Grundbesit- 
zes vorliegen. Diese Vorschriften werden insbeson- 
dere die steuerlichen Regelungen enthalten müssen, 
die einer automatischen Erhöhung des Aufkommens 
der Grundsteuer, der Vermögensteuer und der Erb- 
schaftsteuer im Ausmaß der Einheitswert-Steigerun- 
gen entgegenwirken. Schon vor Abschluß der Neu- 
bewertung und vor Erstellung der Einheitswert- 
statistik 1964 (Totalstatistik) werden ausreichende 
Unterlagen zur Verfügung stehen, und zwar für die 
bebauten Grundstücke die repräsentative Vor- 
erhebung zur Einheitswertstatistik 1964. 

Die gesetzlichen Maßnahmen zur Anwendung der 
neuen Einheitswerte erst im Anschluß an den voll- 
ständigen Abschluß der Neubewertung und deren 
statistische Auswertung in die Wege leiten zu wol- 
len, würde die notwendige Wiederherstellung der 
steuerlichen Gerechtigkeit auf dem Gebiet der Ver- 
mögensbesteuerung in nicht vertretbarer Weise hin- 
auszögern und verfassungsrechtlich bedenklich sein. 


Frage 1 f ) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß nach den Steuererhöhungen der letzten 
Jahre und insbesondere nach der Einführung 
und Beibehaltung der Ergänzungsabgabe eine 
Erhöhung der Grundsteuern mit der Einführung 
der neuen Einheitswerte als Belastung der Mie- 
ter und des Mittelstandes nicht vertretbar ist? 

Antwort 

über die Frage einer begrenzten Erhöhung des Ge- 
samtvolumens der Grundsteuer wird der Deutsche 
Bundestag erst in der nächsten Legislaturperiode zu 
entscheiden haben. Die neuen Einheitswerte werden 
als Besteuerungsgrundlage für die Grundsteuer nach 
dem gegenwärtigen Stand der laufenden Grund- 
besitzneubewertung nicht vor dem 1. Januar 1972 
maßgebend sein können. 

Die Bundesregierung hat sich bisher im Interesse 
der notwendigen Verbesserung der J^inanzausstat- 
tung der Gemeinden für eine maßvolle Anhebung 
der Grundsteuer ausgesprochen. Die Finanzausstat- 
tung der Gemeinden wird zwar im Rahmen der 
Gemeindefinanzreform bereits durch die Verlage- 
rung von staatlichen Steuermitteln zu den Gemein- 
den wesentlich verbessert. Die Bundesregierung hält 
es aber grundsätzlich für geboten, bei der Einfüh- 
rung zeitgemäßer Einheitswerte darüber hinaus das 
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Gesamtvolumen der Grundsteuer B maßvoll anzu- 
heben und damit auch die Gemeindebürger mit 
einem begrenzten Beitrag zur Verstärkung der kom- 
munalen Leistungen ihrer Gemeinden heranzu- 
ziehen. Etwa auftretende soziale Härten werden bei 
einer Erhöhung der Grundsteuer durch die Miet- 
und Lastenzuschüsse nach dem Wohngeldgesetz aus- 
geglichen. 


Frage lg) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Wahl der wirtschaftlich zweckmäßigsten 
Unternehmensform nicht durch steuerliche Be- 
lastung der Umwandlung oder durch Mitbestim- 
mungs- und Publizitätsbestimmungen behindert 
werden darf? 


von einer bestimmten Größenordnung an beeinflußt 
zwar die Pflichten dieser Unternehmen; sie greift 
jedoch nicht in die freie Wahl der Unternehmens- 
form ein. 


Frage 1 h) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Neueinführung einer Straßengüterver- 
kehrsteuer, nachdem die bisherige Beförde- 
rungsteuer in die erhöhte Mehrwertsteuer ein- 
gegangen ist, und die nicht obligatorische Wei- 
terwälzung auf die verladende Wirtschaft für 
kleinere und mittlere Verkehrsunternehmen 
existenzgefährdend ist? 

Antwort 


Antwort 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Wahl der wirtschaftlich günstigsten und zweck- 
mäßigsten Unternehmensform im Rahmen der recht- 
lichen Möglichkeiten Sache der Unternehmen ist und 
bleiben muß. Soweit diese Wahl durch steuerliche 
Regelungen behindert wird, sollen diese soweit wie 
möglich beseitigt werden. 

Die Bundesregierung hat daher im vergangenen 
Jahr den Entwurf eines Gesetzes über Steuererleich- 
terungen bei Änderung der Unternehmensform (Um- 
wandlungssteuergesetz, Drucksache V/3186) im Bun- 
destag eingebracht. Die Bundesregierung erkennt an, 
daß strukturpolitisch erwünschte Anpassungsvor- 
gänge zur Zeit nach geltendem Recht durch steuer- 
liche Belastungen erschwert werden. Sie hält es da- 
her für notwendig, ganz allgemein den Wechsel der 
Unternehmensform und den Zusammenschluß von 
Unternehmen steuerlich zu erleichtern. Die steuer- 
lichen Erleichterungen, die sie in dem Gesetzentwurf 
vorgeschlagen hat, sollen für alle Unternehmens- 
größen gelten. Sie können daher auch von kleinen 
und mittleren Unternehmen in Anspruch genommen 
werden. 

Die geltenden Mitbestimmungsregelungen — soweit 
sie überhaupt für mittlere und kleine Unternehmen ‘ 
von Bedeutung sind — beeinflussen lediglich die ! 
Bildung und die Zusammensetzung von Gesell- | 
Schaftsorganen und lassen deshalb bei der Wahl der i 
Unternehmensform freien Raum. ! 

Diese Freiheit bei der Wahl der Unternehmensform ^ 
bleibt auch nach dem Inkrafttreten des Umwand- j 
lungssteuergesetzes erhalten. Durch die vorgesehe- 
nen Sondervorschriften zur Sicherung der Mitbe- 
stimmung werden steuerliche Vergünstigungen 
lediglich im Rahmen einer befristeten Übergangs- j 
regelung im Hinblick auf die erhebliche sozialstaat- | 
liehe Bedeutung der geltenden Mitbestimungsrege- 
lungen ausgeschlossen, wenn die Mitbestimmung 
durch eine Umwandlung oder Fusion beeinträch- 
tigt wird. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Ein- 
führung der Publizitätspflicht für alle Unternehmen 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
die nicht obligatorisch auf die verladende Wirtschaft 
abzuwälzende Straßengüterverkehrsteuer die Exi- 
stenz kleinerer und mittlerer Betriebe gefährdet. Sie 
hat festgestellt, daß es den Güterfernverkehrsunter- 
nehmen in der Mehrzahl der Fälle möglich ist, die 
Steuer ganz oder zumindest teilweise im Beförde- 
rungspreis weiterzugeben. Die Verpflichtung zur 
obligatorischen Weiterwälzung stünde nicht im Ein- 
klang mit den Grundsätzen unserer Wirtschaftsord- 
nung. 

Im übrigen bezieht sich die Bundesregierung in die- 
sem Punkt auf die Beantwortung der Kleinen An- 
frage der Abgeordneten Dr. Imle, Ramms, Schmidt 
(Kempten) und der Fraktion der FDP (Drucksache 
V/4078 vom 14. April 1969). Sie hat bereits aus die- 
sem Anlaß daran erinnert, daß wesentliche Teilent- 
scheidungen ihres verkehrspolitischen Programms 
darauf gerichtet sind, die durch kleine und mittlere 
Betriebe bestimmte Struktur des Verkehrsgewerbes 
zu erhalten und zu stärken. 


Frage 1 i) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß eine ausreichende Alterssicherung der 
Selbständigen u. a. die Erhöhung der Sonder- 
ausgabenhöchstgrenze in der Einkommensteuer 
notwendig macht? 

Antwort 

Die Möglichkeit, Beiträge zu Lebensversicherungen 
einkommensteuerlich als Sonderausgaben abzu- 
ziehen, soll den Steuerpflichtigen eine steuerliche 
Hilfe beim Aufbau einer Alterssicherung geben. Die- 
sem Gesetzeszweck wird der Sonderausgabenabzug 
im Rahmen der geltenden Höchstbeträge nach Auf- 
fassung der Bundesregierung auch heute noch ge- 
recht. 

Im Rahmen der vorgesehenen Steuerreform wird 
jedoch auch die Frage einer Erhöhung der Sonder- 
ausgabenhöchstbeträge für die Alterssicherung er- 
neut geprüft werden. 
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Frage 1 j) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß eine Steuerfreiheit der Mehrarbeit im Be- 
trieb geeignet ist, Überstunden im Betrieb 
attraktiver zu machen, der Schwarzarbeit ent- 
gegenzuwirken und somit auch dem gewerb- 
lichen Mittelstand zu helfen? 

Antwort 

Die Bundesregierung ist in den letzten Jahren durch 
Iniliativanträge und Kleine Anfragen wiederholt 
veranlaßt worden, zur Frage einer etwaigen Steuer- 
freiheit des Mehrarbeitslohns Stellung zu nehmen. 
Sie hat sich dabei stets dagegen ausgesprochen, eine 
solche Steuerfreiheit einzuführen. Das ist unver- 
ändert auch heute noch ihre Auffassung. Die Beden- 
ken, die gegen eine Steuerfreiheit sprechen, sind 
schon mehrfach dargelegt worden; sie brauchen des- 
halb nicht erneut vorgetragen zu werden. 

[Vgl. z. B. die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
vom 29. Juni 1966 betr. Steuerfreiheit des Mehr- 
arbeitslohns (Drucksache V/773) und die Antwort des ; 
Bundesministers der Finanzen vom 24. August 1966 
hierzu (Drucksache Y/888), die in den Ausschüssen 
des Bundestages (Protokoll Nr. 20 über die Sitzung | 
des Ausschusses für Arbeit am 19. Oktober 1966, ! 
Protokoll Nr. 37 über die Sitzung des Ausschusses 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen am 23. No- i 
vember 1966, Protokoll Nr. 49 über die Sitzung des 
Finanzausschusses am 7. Dezember 1966) von den 
Regierungsvertretern abgegebenen Stellungnahmen 
zu dem Antrag der Abgeordneten Freiherr von 
Kühlmann-Stumm und Genossen vom 27. April 1966 
(Drucksache V/554) sowie den Antrag der Abgeord- 
neten Dr. Imle und Genossen (Drucksache IV/1161) 
in Verbindung mit Protokoll über die 175. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 25. März 1965, j 
S. 8808 f.] 

j 

Zu der Auffassung, daß durch eine Steuerfreiheit | 
des Mehrarbeitslohns der Schwarzarbeit entgegen- ^ 
gewirkt würde, hat die Bundesregierung in ihrer i 
Antwort vom 13. Juni 1966 (Drucksache V/721) auf ! 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wurbs und ’ 
Genossen (Drucksache V/658) ebenfalls ausdrücklich 
Stellung genommen. Darin ist festgestellt worden, 
daß die Bundesregierung die Steuerbefreiung der | 
Mehrarbeit nicht für ein geeignetes Mittel zur Be- ' 
kämpfung der Schwarzarbeit hält. I 


Klage darüber geführt, daß infolge der im Vergleich 
zur alten Umsatzsteuer höheren Steuerbelastung 
Umsatzrückgänge und Schwierigkeiten bei der Ab- 
wälzung der Umsatzsteuer aufgetreten sind. 

Es ist nicht zu verkennen, daß der Übergang zur 
Mehrwertsteuer für verschiedene Dienstleistungs- 
gewerbe, soweit ihre Umsätze dem allgemeinen 
Steuersatz unterliegen, zu einer höheren Belastung 
geführt hat. Bei der Umstellung auf das neue Um- 
satzsteuersystem ließ es sich nicht vermeiden, daß 
die Leistungen einiger Wirtschaftszweige höher als 
bei der alten Umsatzsteuer belastet wurden. Dafür 
sind in anderen Bereichen (z. B. im Lebensmittel- 
sektor) Entlastungen eingetreten. 

Nach den vorliegenden Statistiken sind im Dienst- 
leistungsgewerbe nur z. T. Umsatzsteuerrückgänge 
zu beobachten. Bei den handwerklichen Dienst- 
leistungen wird im Friseurgewerbe erstmals für 1968 
mit einem Umsatzrückgang gerechnet. Im Wäscher- 
und Plätterhandwerk hat sich — wie schon in frühe- 
ren Jahren — der Umsatz von 1966 auf 1967 rück- 
läufig entwickelt. Diese Entwicklung ist vor allem 
strukturell bedingt. In allen übrigen handwerklichen 
Dienstleistungsbereichen haben sich die Umsätze 
positiv entwickelt. Das Hotel- und Gaststättenge- 
werbe verzeichnete im Jahre 1968 stagnierende Um- 
sätze ( — 0,1 Vo gegenüber 1967). Inwieweit die Ein- 
führung der Mehrwertsteuer auf diese Entwicklun- 
gen einen Einfluß hatte, insbesondere, inwiefern 
dadurch bereits vorhandene strukturelle Schwierig- 
keiten noch verstärkt wurden, läßt sich auf Grund 
statistischen Zahlenmaterials nicht nachweisen. 

Ob die Überwälzung der umsatzsteuerlichen Mehr- 
belastung im Preis auf die Verbraucher im Einzelfall 
gelingt oder nicht, ist in erster Linie eine Frage der 
Konkurrenzsituation der jeweiligen Branche und des 
jeweiligen Betriebes. Da alle vergleichbaren Dienst- 
leistungen im Falle der Besteuerung nach den all- 
gemeinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes 
gleich hoch besteuert werden, sind insoweit umsatz- 
steuerlich gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle 
Betriebe der gleichen Branche gegeben. 

Dagegen hat die Sonderregelung für sog. Kleinunter- 
nehmer nach § 19 UStG eine unterschiedliche steuer- 
liche Behandlung von Unternehmen innerhalb einer 
Branche zur Folge. Hieraus können sich u. U. Wett- 
bewerbsunterschiede ergeben. Bei einer Novellie- 
rung des Umsatzsteuergesetzes wird zu prüfen sein, 
ob § 19 UStG aus diesem Grunde einer Änderung 
bedarf. 


Frage 2 

In welchen Wirtschaftsbereichen, insbesondere 
des Dienstleistungsgewerbes hat die Einführung 
der Mehrwertsteuer Umsatzrückgänge und/oder 
Schwierigkeiten bei der Abwälzung gebracht? 

I 

Antwort 

Verschiedene Wirtschaftsbereiche, insbesondere des 
Dienstleistungsgewerbes (z. B. Hotel und Gaststät- ' 
ten, Wäschereien, Chemischreiniger und Friseurge- j 
werbe) haben nach Einführung der Mehrwertsteuer | 


Frage 3 

Ist die Bundesregierung bereit, öffentliche Auf- 
träge, wenn sie dazu geeignet sind, unter weit- 
gehender Berücksichtigung mittelständischer Be- 
triebe auszuschreiben? 

Antwort 

Die bestehenden Vergabegrundsätze in der Verdin- 
gungsordnung für Leistungen (VOL) und für Bau- 
leistungen (VOB), die für die Vergabe von öffent- 
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liehen Aufträgen der Bundesverwaltung und im all- 
gemeinen auch für die Länderverwaltungen maß- 
geblich sind, enthalten bereits Bestimmungen, die 
eine Beteiligung mittelständischer Betriebe bezwek- 
ken. Es wird dort vorgeschrieben, daß umfangreiche 
Leistungen, soweit es als zweckmäßig erscheint, 
schon bei der Ausschreibung nach Menge oder Art 
in Lose zu zerlegen sind, damit auch kleinere Unter- 
nehmer sich an den Aufträgen beteiligen können. 

Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundes- 
post sind darüber hinaus durch § 50 Bundesbahn- 
gesetz und § 31 Postverwaltungsgesetz verpflichtet, 
bei der Vergabe von Aufträgen Industrie, Handwerk 
und Handel angemessen zu berücksichtigen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat bereits 
mit Erlaß vom 14. Juli 1956 die beschaffenden Stellen 
der Bundeswehrverwaltung angewiesen, kleinere 
und mittlere Unternehmen bei der Vergabe von Auf- 
trägen angemessen zu berücksichtigen. Dieser Erlaß 
wurde am 14. September 1966 neu gefaßt, um den 
Kreis der in Frage kommenden mittelständischen 
Gewerbetreibenden für die Bedürfnisse der Praxis 
genauer abzugrenzen und das Verfahren für ihre 
Beteiligung an den Vergaben zu verbessern. 

Zu der Erweiterung der Möglichkeiten für mittel- 
ständische Gewerbetreibende, sich an den Beschaf- 
fungen der Bundesressorts und ihrer nachgeordne- 
ten Dienststellen zu beteiligen, hat die Bundesregie- 
rung bereits am 30. Juli 1966 in ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage vom 15. Juni 1966 (Drucksache 
V/695) ausführlich Stellung genommen (Drucksache 
V/857). 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat - — entspre- 
chend dem Beschluß des Bundestages vom 17. Januar 
1969 — die Bundesressorts gebeten, bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge in Verträge mit Großauftrag- 
nehmern folgende Bemühensklausel aufzunehmen: 

„Der Auftragnehmer wird sich bemühen, Unter- 
(Zuliefer-) Aufträge an mittlere und kleinere Un- 
ternehmen in dem Umfang zu vergeben, wie er es 
mit der vertragsgemäßen Ausführung der Leistung 
vereinbaren kann." 

Ebenso hat der Bundeswirtschaftsminister auch die 
Ministerpräsidenten und die Wirtschaftsminister der 
Länder gebeten, diese Bemühensklausel auch in Ver- 
träge der Länderverwaltungen aufzunehmen. 

Die Bundesregierung hat danach bereits geeignete 
Schritte unternommen, um eine weitgehende Beteili- 
gung der mittelständischen Betriebe an öffentlichen 
Aufträgen zu ermöglichen. Über den Erfolg ihrer 
bisherigen Maßnahmen hat die Bundesregierung in 
der Drucksache V/3678 vom 16. Dezember 1968 
(Seiten 90/91) bereits berichtet. 


Frage 4 

Wie weit sind die Überlegungen der Bundes- 
regierung im Hinblick auf die Öffnung der ge- 
setzlichen Rentenversicherung für die Selbstän- 
digen der mittelständischen Wirtschaft gedie- 


hen, eine Altersversorgung durch Eintritt in die 
gesetzliche Rentenversicherung zu angemesse- 
nen Bedingungen zu ermöglichen? Unterstützt 
die Bundesregierung die Einrichtung von Alters- 
versorgungseinrichtungen der Selbständigen 
und freien Berufe? Ist es nach ihrer Auffassung 
gerechtfertigt, Bundeszuschüsse zur Lösung der 
sich daraus ergebenden finanziellen Probleme 
der Altlast zu geben? 

Antwort 

Die Bundesregierung hat in ihren Antworten auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP (Drucksache 
V/3828) und auf die Kleine Anfrage der Abgeord- 
neten Gewandt, Porten, Lampersbach, Wieninger, 
Schmidhuber und Genossen (Drucksache V/3829) am 
5. Februar 1969 zu der Frage der Öffnung der ge- 
setzlichen Rentenversicherung für die Selbständigen 
Stellung genommen. Sie hat erklärt, daß sie die Öff- 
nung der Rentenversicherung für Selbständige und 
Angehörige freier Berufe für erforderlich hält, weil 
die Altersvorsorge dieses Personenkreises oft nur 
unzureichend ist. An dieser Auffassung hält die 
Bundesregierung fest. Bei der Vielfalt der zu be- 
rücksichtigenden Belange verschiedenster Gruppen 
und bei dem Umfang und der Bedeutung dieses so- 
zialpolitischen Vorhabens war es der Bundesregie- 
rung jedoch noch nicht möglich, die Vorarbeiten für 
eine gesetzliche Regelung in dieser Legislatur- 
periode abzschließen. 

Die Bundesregierung hat in den vorerwähnten Ant- 
worten auf die Kleinen Anfragen ihre Umrißvor- 
stellungen für eine Verwirklichung dieses Gesetzes- 
vorhabens dargelegt. Sie wiederholt ihre Auffas- 
sung, daß bei einer gesetzlichen Regelung den bei 
der Verkündung des Gesetzes aktiven Selbständigen 
und Angehörigen freier Berufe die Möglichkeit 
bleiben soll, ihren bisherigen Lebensplan für die 
Altersvorsorge weiterzuführen, und daß diese 
deshalb über ihren Eintritt in die Rentenversiche- 
rung die freie Entscheidung haben sollten. Dies 
könnte entweder durch eine großzügige Befreiungs- 
möglichkeit von der Versicherungspflicht oder durch 
die Möglichkeit einer Versicherungspflicht erst auf 
Antrag geschehen. Bei einer Einbeziehung der 
Selbständigen und Angehörigen freier Berufe in die 
Rentenversicherung wird beachtet werden müssen, 
daß die gesetzliche Rentenversicherung diesem Per- 
sonenkreis nur eine Grundsicherung bieten kann. 
Die Beitragsbelastung wäre wie etwa bei der Hand- 
werkerversicherung so gering zu halten, daß ge- 
nügend Raum für eine zusätzliche eigenverantwort- 
liche Vorsorge verbleibt. Den Versicherten wird 
ferner die Möglichkeit einzuräumen sein, Beiträge 
für eine selbständige Tätigkeit nachzuentrichten und 
Beiträge wieder einzuzahlen, die sie sich früher 
hatten erstatten lassen, um ihnen die Erfüllung der 
Wartezeiten zu ermöglichen. 

Öffentlich-rechtliche Altersversorgungseinrichtungen 
für Selbständige bestehen — außer für Bezirks- 
schornsteinfegermeister — bisher nur für Angehörige 
I solcher freien Berufe, die in Berufskammern zusam- 
j mengeschlossen sind (z. B. Ärzte, Zahnärzte u. a.). 

I Die Bundesregierung hat den Bestand und die Er- 
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richtung solcher Versorgungswerke bei ihren Vor- 
bereitungen für die Öffnung der Rentenversicherung 
für Selbständige berücksichtigt (siehe die Antwort 
des Bundesarbeitsministers, Stenographischer Be- 
richt 160. Sitzung vom 14. März 1968, Anlage 41). 
Die Errichtung solcher Versorgungswerke stellt aber 
für die große Zahl der Selbständigen, für die keine 
Berufskammern bestehen, keine auf Dauer ge- 
sicherte Lösung dar. Sie wird übrigens, soweit er- 
sichtlich, von keiner Stelle als allgemeine Lösung 
vorgeschlagen. 

Die Bundesregierung hält Altersversorgungswerke 
für einzelne Berufsgruppen deswegen für gerecht- 
fertigt, weil es diesen Versorgungswerken durch 
einen Zusammenschluß der Mitglieder möglich ist, 
die finanziellen Probleme der Übernahme der so- 
genannten Altlast aus eigener Kraft zu regeln; dies 
haben verschiedene Versorgungswerke bewiesen. 
Bundeszuschüsse können allerdings dazu nicht in 
Betracht kommen, weil dies eine Bevorzugung ein- 
zelner Berufsgruppen bedeuten würde. Solche Zu- 
schüsse sind auch im Rahmen der mehrjährigen 
Finanzplanung des Bundes bis 1972 hierfür nicht 
vorgesehen. 


Frage 5 

Warum hat die Bundesregierung die allgemein 
für erforderlich gehaltene Novelle zum Kartell- 
gesetz zur Erleichterung der Kooperation im 
Bereich der mittelständischen Wirtschaft nicht 
eingebracht? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, solche 
auch von ihr als zweckmäßig angesehene Er- 
leichterungen von der gleichzeitigen Annahme 
ganz anderer, davon unabhängiger Anliegen, 
wie der Preisbindung zweiter Hand, unabhängig 
zu machen? 

Antwort 

Der Entwurf einer Zweiten Kartellgesetznovelle, den 
der Bundesminister für Wirtschaft dem Kabinett 
vorgelegt hat, wurde im Herbst vorigen Jahres auch 
deswegen zurückgezogen, weil im Hinblick auf das 
noch anstehende Arbeitsprogramm des Bundestages 
die Zeit für eine umfassende Behandlung der mit 
dem Entwurf angeschnittenen wettbewerbspoliti- 
schen Fragen zu knapp geworden war. Im übrigen 
beruhte der Novellierungsentwurf auf einem ge- 
schlossenen wettbewerbspolitischen Konzept, aus 
dem einzelne Teile nicht herausgelöst werden soll- 
ten. 

Die Überlegungen zur Verbesserung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen werden fort- 
gesetzt. Dazu sind im Bundesministerium für Wirt- 
schaft zwei Arbeitsgruppen gebildet worden: die 
„Arbeitsgruppe Wettbewerbspolitik", die sich mit 
dem Zusammenhang zwischen ünternehmensgröße 
und Wettbewerb befaßt, und die „Arbeitsgruppe 
Kartellgesetz", die jetzt verfahrensrechtliche Fragen 
des Kartellgesetzes erörtert und sich demnächst den 
materiell-rechtlichen Aspekten erneut zuwenden 


wird. Dabei wird die Kooperationsförderung im Be- 
reich der mittelständischen Wirtschaft eine beson- 
dere Rolle spielen. Um schon jetzt in dieser Richtung 
etwas zu tun, hat das Bundeskartellamt Anfang d. J. 
auf Anregung des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft für seine künftige Arbeit u. a. folgende 
Schwerpunkte gebildet: 

— Bagatellkartelle sollen im Rahmen des Ermes- 
sensspielraums, den § 47 Abs. 1 des neuen Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten bietet, nicht 
verfolgt werden. 

— Die Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen soll intensiviert werden. Bei der 
Beurteilung der Frage, ob eine marktbeherr- 
schende Stellung vorliegt, wird das Bundes- 
kartellamt insbesondere auch das Marktverhal- 
ten der Unternehmen berücksichtigen. 

— Bei bedeutenden Zusammenschlüssen von Unter- 
nehmen wird das Bundeskartellamt in geeigneten 
Fällen von der Möglichkeit Gebrauch machen, 
die beteiligten Unternehmen nach § 24 GWB 
anzuhören. 

— Bei der Anwendung der Vorschriften über Wett- 
bewerbsregeln wird das Bundeskartellamt dem 
Schutz des Leistungswettbewerbs verstärkt Rech- 
nung tragen. 


Frage 6 

Ist die Bundesregierung nicht mit uns der Mei- 
nung, daß durch die Aufhebung der Preisbin- 
dung zweiter Hand Nachteile gerade in be- 
drängten mittelständischen Bereichen hervor- 
gerufen werden? Welche nachweisbaren Vorteile 
würden nach Auffassung der Bundesregierung 
mit einer Aufhebung der Preisbindung zweiter 
Hand verbunden sein? 

Antwort 

In der Frage der möglichen Auswirkungen einer 
Aufhebung der Preisbindung der zweiten Hand bei 
Markenwaren ist es bisher innerhalb der Bundes- 
regierung noch zu keiner einheitlichen Meinungs- 
bildung gekommen. Die Vor- und Nachteile einer 
derartigen Maßnahme werden auch im Hinblick auf 
die mittelständische Wirtschaft unterschiedlich be- 
wertet. Aus diesem Grunde ist in der Stellung- 
nahme der Bundesregierung zum Bericht des Bun- 
deskartellamtes über seine Tätigkeit im Jahre 1968 
sowie über Lage und Entwicklung auf seinem Auf- 
gabengebiet (§ 50 GWB), Drucksache V/4236, darauf 
hingewiesen worden, daß der Entwurf einer zweiten 
Kartellgesetznovelle u. a. wegen unterschiedlicher 
Auffassungen in der Preisbindungsfrage zurückge- 
stellt wurde. 

Zum zweiten Teil der Frage ist zu bemerken: 

Die Befürworter einer Aufhebung der Preisbindung 
erwarten davon Preisermäßigungen im Interesse des 
Verbrauchers. Sie stützen sich dabei auf die Erfah- 
rungen, die mit dem Wegfall der Preisbindung ver- 
I bunden waren. Preissenkungen wurden z. B. fest- 
1 gestellt bei 
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Rundfunkgeräten 
Fernsehempfängern 
Kühlschränken 
verschiedenen 
Fotogeräten zwischen 
Waschmitteln 
Tafelschokolade 
Markenbranntwein 
Schaumwein 
Pulverkaffee 


um 

rund 

13 

V. H. 

um 

rund 

25 

V. H. 

um 

rund 

10 

V. H. 

20 

1 und 

50 

V. H. 

um 

rund 

5 

V. H. 

um 

rund 

30 

V. H. 

um 

rund 

10 

V. H. 

um 

rund 

10 

V. H. 

um 

rund 

27 

V. H. 


Die angegebenen Prozentzahlen beziehen sich auf 
Preisindexänderungen nach Aufhebung der jeweili- 
gen Preisbindung. Preiserhöhungen im Zusammen- 
hang mit dem Wegfall der Preisbindung wurden in 
keinem Falle festgestellt. 


Es besteht jedoch in der Bundesregierung keine 
Übereinstimmung darüber, ob bei einer generellen 
Aufhebung der Preisbindung zukünftig entspre- 
chende Preisermäßigungen zu erwarten sind. Von 
den Befürwortern einer Beibehaltung der Preis- 
bindung wird darüber hinaus argumentiert, daß ihr 
in Zeiten einer Hochkonjunktur preisstabilisierende 
Wirkung zukommme. 


Es konnte innerhalb der Bundesregierung daher 
keine Einigung darüber erzielt werden, ob zum ge- 
genwärtigen Zeitpunkt die Vorteile einer Aufhe- 
bung der Preisbindung die Nachteile überwiegen. 


Frage 7 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
den Konzentrationsvorgängen der letzten Zeit 
ein? 


Verbindung mit den bereits geschaffenen 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten berechtigt 
sind? 


Antwort 

Der Bundesregierung erscheinen pauschal abwer- 
tende Urteile gegen die betriebliche Berufsausbil- 
dung nicht gerechtfertigt. Wie bei anderen Bildungs- 
einrichtungen treten auch bei der Berufsausbildung 
im Betrieb Mängel auf, die verschiedene Ursachen 
haben können. Die Mängel können z. B. auf unzu- 
reichende fachliche Kenntnisse und unzureichende 
pädagogische Fähigkeiten von Ausbildern oder auf 
nicht ausreichender Eignung von Ausbildungsbetrie- 
ben wegen einseitiger Betriebsstruktur oder unzu- 
länglicher Austattung zurückgeführt werden. 

Um die Effektivität der Berufsausbildung zu erhö- 
hen, haben Betriebe und Organisationen der Wirt- 
schaft bereits — in größerem Umfang vor allem im 
Handwerk — überbetriebliche Lehrwerkstätten und 
Lehrgänge eingerichtet, in denen mit hauptberuf- 
lichen Ausbildern eine berufliche Grund- oder Ergän- 
zungsausbildung durchgeführt wird. Die Zahl der 
überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen ist zwar 
noch nicht ausreichend, aber sie nimmt von Jahr zu 
Jahr zu. 

Die Bundesregierung mißt der Ausbildung in über- 
betrieblichen Ausbildungsstätten eine erhebliche Be- 
deutung bei. Derartige Maßnahmen sind besonders 
geeignet, die Gefahr eines Qualifikationsgefälles 
zwischen den Fachkräften in Groß-, Mittel- und 
Kleinbetrieben zu vermeiden und mittelständische 
Betriebe bei ihren Ausbildungsmaßnahmen zu unter- 
stützen. 


Antwort 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung 
der Unternehmenskonzentration aufmerksam. Sie ist 
der Auffassung, daß Unternehmenszusammen- 
schlüsse an sich weder als positiv noch als negativ 
zu beurteilen sind, sondern daß es auf die Umstände 
des jeweiligen Einzelfalles ankommt. Konzentra- 
tionsvorgänge sind häufig zur Steigerung der Lei- 
stungsfähigkeit notwendig. Die Grenze sieht die 
Bundesregierung dort, wo der wirksame Wettbe- 
werb aufgehoben oder wesentlich eingeschränkt 
wird. In ihrer am 2. Juni 1969 veröffentlichten Stel- 
lungnahme zum Tätigkeitsbericht des Bundeskartell- 
amts für 1968 (Drucksache V/4236, S. 2 f) hat die 
Bundesregierung zu diesen Fragen ausführlich Stel- 
lung genommen. Im Bundesministerium für Wirt- 
schaft wird gegenwärtig geprüft, ob eine Ergänzung 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
durch Vorschriften über eine Fusionskontrolle not- 
wendig erscheint. 


Frage 8 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
von den verschiedensten Seiten geführten An- 
griffe auf die Berufsausbildung im Betrieb in 


Die Bestrebungen zur Verstärkung der überbetrieb- 
lichen Ausbildungsmaßnahmen werden aus Mitteln 
des Bundes, der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Länder unterstützt. Besonders die Förderungsmög- 
lichkeiten nach dem Arbeitsförderungsgesetz werden 
hier helfen, Wandel zu schaffen. 

Darüber hinaus verfolgt das am 13. Juni 1969 vom 
Deutschen Bundestag verabschiedete Berufsbildungs- 
gesetz das Ziel, vorhandene Mängel in der betrieb- 
lichen Berufsausbildung zu beseitigen. Ungeeignete 
Ausbilder und Betriebe werden zukünftig nicht mehr 
ausbilden dürfen. Das Gesetz stellt bestimmte An- 
forderungen an die Eignung der Ausbildungsstätten 
und an die persönliche und fachliche Eignung der 
Ausbilder. Die zuständigen Landesbehörden und die 
Kammern der Wirtschaft haben eine neue Rechts- 
grundlage für ihre Beratungs-, überwachungs- und 
Durchführungsaufgaben erhalten. Als grundlegende 
Regelungen für die Durchführung einer qualifizier- 
ten Berufsausbildung werden die Ausbildungsord- 
nungen durch Rechtsverordnungen allgemein ver- 
bindlich. Es wird ferner ein Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforschung errichtet, das die wissen- 
schaftlichen Grundlagen für eine ständige Anpas- 
sung der beruflichen Bildung an die technische, wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung erar- 
beiten soll. 
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Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Roll- 
mann, Dr. Vogel (Speyer), Frau Blohm, Josten, Dr. 
Wörner, Dr. Geißler und Genossen (Drucksache 
V/1422) vom 4. Februar 1967 verwiesen. 


Frage 9 

Ist die Bundesregierung bereit, die Auswirkung 
der Bestimmungen der UWG-Novelle (Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb) auf Wett- 
bewerbspraxis und Rechtsprechung genau zu 
beobachten, um ggf. weitere gesetzgeberische 
Überlegungen zur Verhinderung von eventuel- 
len Mißbräuchen anzustellen? 

Antwort 

Die Bundesregierung hält es für ihre selbstverständ- 
liche Verpflichtung, die Auswirkungen neuer gesetz- 
licher Vorschriften auf Wettbewerbspraxis und 
Rechtsprechung zu beobachten und ggf. weitere 
Überlegungen zur Verhinderung von Mißbräuchen 
im Wettbewerb anzustellen. 


Frage 10 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die mittelständische Mineralölwirtschaft im In- 
teresse des Verbrauchers in ihrer Unabhängig- 
keit gegenüber den Konzernen zu erhalten? 

Antwort 

Die von der Bundesregierung verfolgte liberale Ein- 
fuhrpolitik sichert den mittelständischen Mineralöl- 
unternehmen ein Höchstmaß günstiger Einkaufs- 
möglichkeiten sowohl bei den inländischen Raffine- 
rien wie bei ausländischen Anbietern. Dabei tragen 
das reichliche Angebot an Mineralölerzeugnissen auf 
dem Weltmarkt sowie temporäre Überschußsitua- 
tionen bei den wichtigsten Produkten dazu bei, die 
Wettbewerbsposition des Mineralölhandels im Ver- 
hältnis zu den großen Mineralölgesellschaften zu 
stärken. 

Für die Wahrung der Interessen der kleinen und 
mittleren Unternehmen ist auch im Rahmen der von 
der Mineralölwirtschaft praktizierten Selbstbe- 
schränkung für schweres Heizöl Vorsorge getroffen 
worden. Durch besondere Regelungen wird der Ge- 
fahr vorgebeugt, daß traditionelle Lieferbeziehun- 
gen durch die Verpflichtung zur Einhaltung der 
Selbstbeschränkungsquoten beeinträchtigt werden. 

Die Aufrechterhaltung traditioneller Lieferbeziehun- 
gen ist auch in Krisenzeiten ein vorrangiges Ziel 
der Bundesregierung. Wie in der letzten Nahost- 
krise, so wird die Bundesregierung auch in Zukunft 
dafür sorgen, daß sich Mangelsituationen nicht ein- 
seitig zu Lasten der mittelständischen Mineralölwirt- 
schaft auswirken weiden. 

Besondere Bedeutung mißt die Bundesregierung den 
sich zur Zeit auf dem Tankstellensektor abzeichnen- 


den strukturellen Veränderungen bei, von denen 
im Zusammenhang mit Preisreduzierungen für Treib- 
stoffe ein großer Teil der Tankstelleninhaber be- 
troffen ist. Die Bundesregierung hat bereits Ende 
vergangenen Jahres mit den großen Mineralöl- 
gesellschaften und den Tankstellenverbänden über 
diese Situation Gespräche geführt. Sie wird auch 
weiterhin ihren Einfluß dahin gehend geltend ma- 
chen, daß sich die strukturelle Entwicklung ohne 
Existenzgefährdung der wirtschaftlich gesunden Be- 
triebe und ohne Ausnutzung wirtschaftlicher Macht- 
stellungen vollzieht. 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Sicherung der Alt- 
ölbeseitigung vom 23. Dezember 1968 (BGBL I 
S. 1419) trägt dazu bei, die Wettbewerbsfähigkeit 
der mittelständischen Altölraffinerien zu erhalten. 


Frage 11a) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Lohnfortzahlung in der arbeitsrecht- 
lichen Form dem Arbeitnehmer keine direkten 
Vorteile bringt? 

Antwort 

Die Einführung der Lohnfortzahlung in arbeitsrecht- 
licher Form soll nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die Arbeiter im Krankheitsfall mit den Ange- 
stellten für die Dauer von sechs Wochen gleichstel- 
len. Neben dieser gesellschaftspolitisch bedeutsamen 
Gleichstellung bietet die arbeitsrechtliche Lohnfort- 
zahlung den Arbeitern auch materielle Vorteile. 
So entfallen gegenüber dem geltenden Recht die 
Karenzzeiten. Ferner wird der Arbeiter in Zukunft 
auch bei Krankenhausaufenthalt den vollen Lohn 
bis zu sechs Wochen erhalten. Die mit Einführung 
der Lohnfortzahlung mögliche Senkung des Kran- 
kenkassenbeitrags um 3 Vo-Punkte erhöht den 
Nettolohn des Arbeiters. Außerdem erhöhen sich für 
die Zeit nach der Einführung der Lohnfortzahlung 
die Rentenanwartschaften der Arbeiter, da künftig 
während der Krankheitszeit Beiträge zur Renten- 
versicherung zu entrichten sind. Schließlich kann 
auch der Vertrauensärztliche Dienst auf eine neue, 
für die Arbeiter günstigere Grundlage gestellt wer- 
den; an die Stelle der gegenwärtigen Massenunter- 
suchungen sollen gezielte Spezialuntersuchungen 
treten. 


Frage 11b) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß die Lohnfortzahlung dem Arbeitgeber er- 
hebliche verwaltungsmäßige Mehrarbeit und 
Mehraufwendungen bringt und damit die Preis- 
auftriebstendenzen verstärkt? 

Antwort 

Nach der geltenden gesetzlichen Regelung hat der 
Arbeitgeber für den erkrankten Arbeiter den Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem Krankengeld der Kran- 
kenkasse und dem Nettolohn zu zahlen. Dazu muß 
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er von dem Bruttolohn zunächst den Nettolohn und 
von diesem die Differenz zum Krankengeld berech- 
nen. Von dem so ermittelten Arbeitgeberzuschuß hat 
er noch die Lohnsteuer zu berechnen und abzu- 
führen. 

Mit Einführung der Lohnfortzahlung zahlt der Ar- 
beitgeber für den kranken Arbeiter wie für den 
kranken Angestellten bis zu sechs Wochen den 
vollen Lohn. Die Berücksichtigung des Kranken- 
geldes und die Ermittlung des Unterschiedsbetrages 
zum Nettolohn entfällt damit für den Arbeitgeber 
ebenso wie die bisherige besondere Lohnsteuer- 
berechnung bezüglich des Arbeitgeberzuschusses. 

Die Lohnfortzahlung bietet eine einfache und prak- 
tikable Regelung, die dem Arbeitgeber keine ver- 
waltungsmäßige Mehrarbeit und zusätzliche Ver- 
waltungskosten verursacht. 

Zwar ist es richtig, daß die vorgesehene Lohnfort- 
zahlung für die Arbeitgeber mit Mehraufwendungen 
verbunden ist; solche Mehraufwendungen können 
jedoch nur insoweit zu Preiserhöhungen führen, wie 
sie zusätzlich Nachfrage am Markt schaffen. Dies 
geschieht allenfalls in einem Umfang, der gesamt- 
wirtschaftlich nicht nennenswert ins Gewicht fällt. 

Nach Berechnungen der Bundesregierung, bezogen 
auf das Jahr 1969, würde die versicherungsrechtliche 
Lösung der Lohnfortzahlung, wie sie von den Arbeit- 
gebern angeboten wurde, den Unternehmen eine 
Nettobelastung von 1,901 Mrd. DM auferlegen, 
während die arbeitsrechtliche Lösung entsprechend 
den Gesetzentwürfen der beiden Koalitionspartner 
eine Nettobelastung von 2,375 Mrd. DM bringen 
würde. Die Differenz zwischen der von der Wirt- 
schaft angebotenen und von der FDP befürworteten 
Lösung und der von den Koalitionspartnern be- 
schlossenen Regelung beträgt also nur 470 Millionen 
DM. Die Größenordnungen für 1970 weichen hier- 
von nicht wesentlich ab. 

Die effektive Mehrbelastung der Wirtschaft durch 
die Einführung der arbeitsrechtlichen Lohnfortzah- 
lung gegenüber dem geltenden Recht beträgt, in 
Prozenten der gesamtwirtschaftlichen Brutto- und 
-gehaltssumme ausgedrückt, maximal 1 Vo. 

Dazu kommt, daß die Lohnfortzahlung sich voraus- 
sichtlich dämpfend auf die Entwicklung der Effektiv- 
löhne auswirken wird. Der Anstieg der Tariflöhne 
und -gehälter dürfte dagegen nur zu einem geringen 
Teil betroffen werden, so daß es tendenziell zu einer 
Verringerung der Lohndrift kommen wird. 


Fragen 11c) und 11 d) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß der lohnintensive Betrieb besonders be- 
lastet wird, und daß ein befriedigender Risiko- 
ausgleich für die kleinen Betriebe nicht gefun- 
den werden kann? 

Antwort 

Die Kosten der Lohnfortzahlung belasten den ein- 
zelnen Betrieb ebenso wie jede Lohn- oder Beitrags- 


erhöhung im Maße seiner Lohnintensität. Umgekehrt 
kommen die obengenannten Entlastungsfaktoren 
auch den lohnintensiven Betrieben besonders zugute. 
Darüber hinaus wird das gesetzlich vorgesehene 
Ausgleichsverfahren den kleineren Betrieben mit 
bis zu 20 Arbeitnehmern eine erhebliche Entlastung 
bringen. Dieses Ausgleichsverfahren kommt allein 
im Bereich des Handwerks rund 95 ®/o aller Betriebe 
zugute. 

Im Rahmen des Ausgleichsverfahrens werden ledig- 
lich 20 ^/o des fortgezahlten Lohnes unmittelbar vom 
Arbeitgeber getragen; 80 Vo werden dem Arbeit- 
geber von dem Träger der Krankenkasse erstattet. 
Das Risiko einer unvorhergesehenen Belastung 
durch Krankheit der Arbeitnehmer ist dem Arbeit- 
geber also weitgehend abgenommen. 

Mit der vorgesehenen Ubergangshilfe des Bundes 
werden die Mehrkosten der kleineren Betriebe in 
den Jahren 1970 bis 1973 erheblich gesenkt. Die 
Mehrkosten werden 1970 nicht nennenswert über 
dem für den Fall der Einführung der Lohnfortzah- 
lung im Jahre 1969 errechneten Satz von 1,5 ^/o der 
betrieblichen Lohnsumme liegen. 

Das vorgesehene Ausgleichsverfahren entspricht 
auch den Interessen der mittelständischen Wirt- 
schaft. Darüber hinaus ist vorgesehen, daß Arbeit- 
geber in einzelnen Wirtschaftszweigen auf freiwil- 
liger Basis eigene Ausgleichseinrichtungen je nach 
ihren Bedürfnissen einrichten können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
diesen Regelungen den besonderen Bedürfnissen 
der kleineren lohnintensiven Betriebe in hohem 
Maße Rechnung getragen wird. 


Frage Ile) 

Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, 
daß der Hauptnutznießer die öffentliche Hand 
durch die Versteuerung des Krankenlohnes ist? 

Antwort 

Die arbeitsrechtliche Lohnfortzahlung ist eine klare 
systematische Regelung, nach der vom fortgezahlten 
Lohn wie von jedem anderen Arbeitsentgelt Lohn- 
steuer und Beiträge zur Sozialversicherung entrich- 
tet werden. Neben den Mehreinnahmen bei der 
Lohnsteuer infolge der Lohnfortzahlung muß die 
öffentliche Hand indessen mit Mindereinnahmen 
bei den Ertragsteuern rechnen. Außerdem sind die 
Ausgaben des Bundes für die Ubergangshilfe zu- 
gunsten der kleineren Betriebe in Rechnung zu 
stellen. Unter Berücksichtigung aller dieser Um- 
stände ergibt sich, daß die Lohnfortzahlung der 
öffentlichen Hand keine nennenswerten Mehreinnah- 
men bringen wird. 

Was die Versteuerung des im Krankheitsfalle fort- 
gezahlten Lohnes betrifft, darf im übrigen nicht 
außer Acht gelassen werden, daß auch der vom Ar- 
beitgeber nach geltendem Recht zu zahlende Zu- 
schuß zum Krankengeld lohnsteuerpflichtig ist. 
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Von großer Bedeutung ist auch, daß die Lohnfort- 
zahlung die Finanzierungsprobieme der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter erleichtert und damit zu 
einer langfristigen Konsolidierung der Finanzen der 
gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter über 
den sogenannten Rentenberg hinweg beiträgt. 


Frage 12 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
einen Freibetrag füi Alterssicherung bei der 
Versteuerung des Veräußerungsgewinns eines 
Betriebes oder Teilbetriebes für den Unterneh- 
mer zu gewähren, wobei die Nichtausnutzung 
der Sonderausgaben-Höchstbeträge in zurücklie- 
genden Jahren berücksichtigt werden könnte? 

Antwort 

Der bei der Veräußerung eines Betriebs oder Teil- 
betriebs erzielte Gewinn wird auch jetzt schon nur 
mit der Hälfte des normalen Steuersatzes besteuert 
(§ 34 EStG). Außerdem bleibt von dem Veräuße- 
rungsgewinn ein Betrag von 20 000 DM steuerfrei, 
wenn der Veräußerungsgewinn nicht mehr als 
80 000 DM beträgt. (Bei der Veräußerung eines Teil- 
betriebs ermäßigen sich die Beträge von 20 000 DM 
und 80 000 DM im Verhältnis des Teilbetriebs zum 
ganzen Betrieb.) Der Gewinn aus der Veräußerung 
eines Betriebs oder Teilbetriebs wird danach schon 
nach dem bestehenden Recht begünstigt besteuert. 
Diese Begünstigung, die im Rahmen des Steuerände- 
rungsgesetzes 1965 in ihrer heutigen Form geschaf- 
fen worden ist, soll für Klein- und Mittelbetriebe 
die Tarifprogression mildern, die bei der Gesamt- 
verwirklichung der stillen Reserven eines Betriebs 
oder Teilbetriebs durch Veräußerung eine erheb- 
liche Belastung bedeuten kann. Sie trägt auch dem 
Umstand Rechnung, daß Betriebe oder Teilbetriebe 
häufig im Alter veräußert werden. Darüber hinaus 
dient sie der Vereinfachung. 

Die Bundesregierung hält es jedoch nicht für mög- 
lich, bei der Versteuerung des Gewinns aus der 


Veräußerung eines Betriebs oder Teilbetriebs noch 
einen besonderen (zusätzlichen) Freibetrag für die 
Alterssicherung zu gewähren. Zu berücksichtigen 
ist nämlich, daß es sich bei der steuerlichen Erfas- 
sung von Gewinnen aus der Veräußerung von Be- 
trieben oder Teilbetrieben um die Erfassung von 
stillen Reserven — d. h. bisher unversteuerte Ge- 
winne — handelt, die aus verschiedenen Gründen 
(z. B. durch Sonderabschreibungen, durch die Über- 
tragung stiller Reserven nach der Begünstigungsvor- 
schrift des § 6 b des Einkommensteuergesetzes oder 
durch Wertsteigerungen) entstanden sein können. 
Ein Freibetrag für Alterssicherung bei der Verwirk- 
lichung dieser Gewinne würde deshalb die Forde- 
rung nach sich ziehen, auch bei der Verwirklichung 
anderer Einkünfte einen zusätzlichen Freibetrag für 
Alterssicherung einzuführen. Da es sich aber bei der 
Alterssicherung um ein Problem handelt, das alle 
Steuerpflichtigen betrifft, sollte es auch durch allge- 
mein geltende Vergünstigungen, nicht aber durch die 
Gewährung von Freibeträgen bei der Ermittlung von 
Einkünften aus einzelnen Einkunftsarten gelöst wer- 
den. 

Es ließe sich im übrigen kaum sicher feststellen, ob der 
Erlös aus der Veräußerung eines Betriebs oder Teil- 
betriebs für die Alterssicherung erforderlich ist und 
dieser tatsächlich dient. Auch würde es eine erheb- 
liche, nach der Auffassung der Bundesregierung nicht 
vertretbare Komplizierung des Steuerrechts bedeu- 
ten, wenn der zusätzliche Freibetrag danach abge- 
stuft würde, inwieweit die Sonderausgaben-Höchst- 
beträge in den zurückliegenden Jahren ausgenutzt 
worden sind. 

Im übrigen ist die Möglichkeit, Beiträge zu Lebens- 
versicherungen einkommensteuerlich als Sonderaus- 
gaben abzuziehen, bereits in der Antwort auf 
Frage 1 i) behandelt worden. 


In Vertretung 

von Dohnanyi 
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